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Norm

ASVG §113 Absl 71
ASVG §113 Abs2
B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs5

1. ASVG § 113 heute
ASVG § 113 glltig ab 29.03.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 16/2024
ASVG § 113 gultig von 01.01.2019 bis 28.03.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 79/2015
ASVG § 113 gultig von 01.01.2008 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 31/2007
ASVG § 113 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2007zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 132/2005
ASVG § 113 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2005zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2003
ASVG § 113 giltig von 01.07.1988 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 283/1988

No vk wN

1. ASVG § 113 heute

2. ASVG § 113 guiltig ab 29.03.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 16/2024

3. ASVG § 113 guiltig von 01.01.2019 bis 28.03.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 79/2015

4. ASVG § 113 giltig von 01.01.2008 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 31/2007

5. ASVG § 113 guiltig von 01.01.2006 bis 31.12.2007zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 132/2005

6. ASVG § 113 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2005zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2003

7. ASVG § 113 guiltig von 01.07.1988 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 283/1988

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 guiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geadndert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geadndert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 guiltig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
L510 2003791-2/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. INDERLIETH als Einzelrichter Gber die Beschwerde
von XXXX , geb. XXXX , (vormals XXXX ), vertreten durch Dr. Johannes Eckschlager LL.M., gegen den
Bescheid der Salzburger Gebietskrankenkasse vom 27.10.2009, GZ: XXXX , nach Durchfuhrung einer
offentlichen mundlichen Verhandlung am 30.07.2015, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat
durch den Richter Mag. INDERLIETH als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40 , geb. romisch 40 ,
(vormals rémisch 40 ), vertreten durch Dr. Johannes Eckschlager LL.M., gegen den Bescheid der Salzburger
Gebietskrankenkasse vom 27.10.2009, GZ: rémisch 40, nach Durchfihrung einer 6ffentlichen mindlichen
Verhandlung am 30.07.2015, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird gem.§ 28 Abs. 5 VwGVG stattgegeben und der angefochtene Bescheid ersatzlos
behoben.Der Beschwerde wird gem. Paragraph 28, Absatz 5, VWGVG stattgegeben und der angefochtene
Bescheid ersatzlos behoben.

B)

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangrémisch eins. Verfahrensgang

1. Mit Bescheid vom 27.10.2009 hat die Salzburger Gebietskrankenkasse (folgend kurz "GKK") gegen die
beschwerdefihrende Partei (folgend kurz auch "bP"), XXXX (vormals XXXX ), wegen Versto8 gegen die
sozialversicherungsrechtliche Meldepflicht iSd § 33 Abs. 1 ASVG gem. § 113 Abs. 2 iVm§ 113 Abs. 1 Z 1 ASVG
einen Beitragszuschlag in der gesetzlich festgelegten Mindesth6he von € 1.300,-- vorgeschrieben.1l. Mit
Bescheid vom 27.10.2009 hat die Salzburger Gebietskrankenkasse (folgend kurz "GKK") gegen die
beschwerdefihrende Partei (folgend kurz auch "bP"), rémisch 40 (vormals rémisch 40 ), wegen VerstoR
gegen die sozialversicherungsrechtliche Meldepflicht iSd Paragraph 33, Absatz eins, ASVG gem. Paragraph
113, Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 113, Absatz eins, Ziffer eins, ASVG einen Beitragszuschlag in der
gesetzlich festgelegten Mindesthéhe von € 1.300,-- vorgeschrieben.

Anlasslich einer Kontrolle am 21.04.2009 durch Pruforgane der Abgabenbehdrden des Bundes nach den
Bestimmungen des ASVG sei festgestellt worden, dass die bP hinsichtlich der Beschaftigung der angefihrten
Person ( XXXX ,) gegen die sozialversicherungsrechtliche Meldepflicht iS des § 33 (1) ASVG verstolRen
habe.Anlasslich einer Kontrolle am 21.04.2009 durch Priforgane der Abgabenbehdrden des Bundes nach den
Bestimmungen des ASVG sei festgestellt worden, dass die bP hinsichtlich der Beschaftigung der angefiuhrten
Person ( rémisch 40 ,) gegen die sozialversicherungsrechtliche Meldepflicht iS des Paragraph 33, (1) ASVG
verstoRen habe.

Der Verwaltungsverfahrensakt beinhaltet eine Anzeige des Finanzamtes an die GKK, wonach Hr. S. im Zuge
der Kontrolle beim Verladen von Paketen vom Sortierband in einen Kleinlaster arbeitend angetroffen worden
sei. Die Befragung des am Ort anwesenden Gewerbeinhabers, XXXX , habe ergeben, dass es sich bei Herrn S.
um seinen Cousin handle, welcher ihm an diesem Tag seit 05:00 Uhr aushelfe. Entlohnt wlirde er durch Essen
und Trinken. Herr H. fahre flr das Unternehmen XXXX , von welchem er auch den Kleinlaster angemietet
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habe. Es sei davon auszugehen, dass es sich bei der Tatigkeit des Herrn S. um eine Einweisung in die
Arbeitsablaufe gehandelt habe, da Herr S. nach der Kontrolle am 23.04.2009 zur Sozialversicherung
angemeldet worden sei. Zuvor erfolgte Anmeldungen hatten nicht festgestellt werden kénnen. Zum
Zeitpunkt der Kontrolle sei alleinig Hr. H. fir die Beschaftigung verantwortlich gewesen, was dieser auch
gegenlber den Kontrollorganen ausgesagt habe.Der Verwaltungsverfahrensakt beinhaltet eine Anzeige des
Finanzamtes an die GKK, wonach Hr. S. im Zuge der Kontrolle beim Verladen von Paketen vom Sortierband in
einen Kleinlaster arbeitend angetroffen worden sei. Die Befragung des am Ort anwesenden Gewerbeinhabers,
romisch 40, habe ergeben, dass es sich bei Herrn S. um seinen Cousin handle, welcher ihm an diesem Tag
seit 05:00 Uhr aushelfe. Entlohnt wirde er durch Essen und Trinken. Herr H. fahre fir das Unternehmen
romisch 40, von welchem er auch den Kleinlaster angemietet habe. Es sei davon auszugehen, dass es sich
bei der Tatigkeit des Herrn S. um eine Einweisung in die Arbeitsablaufe gehandelt habe, da Herr S. nach der
Kontrolle am 23.04.2009 zur Sozialversicherung angemeldet worden sei. Zuvor erfolgte Anmeldungen hatten
nicht festgestellt werden kénnen. Zum Zeitpunkt der Kontrolle sei alleinig Hr. H. flr die Beschaftigung
verantwortlich gewesen, was dieser auch gegentiber den Kontrollorganen ausgesagt habe.

2. Mit Schreiben der Vertretung der bP vom 19.11.2009 wurde Einspruch gegen den Bescheid der GKK vom
27.10.2009 erhoben. Es wurde dargelegt, dass Herr S. nicht bei der bP gearbeitet habe. Herr

S. sei nur im Fahrzeug des Herrn H. gesessen. Herr H. sei zu diesem Zeitpunkt bei der bP beschaftigt
gewesen. Er habe seinem Cousin Herrn S. eine Arbeit bei der bP vermitteln wollen. Herr S. habe Herrn H.
privat begleitet um festzustellen, ob ihm die Arbeit zusage. Deshalb habe er auch nicht die XXXX getragen.S.
sei nur im Fahrzeug des Herrn H. gesessen. Herr H. sei zu diesem Zeitpunkt bei der bP beschaftigt gewesen.
Er habe seinem Cousin Herrn S. eine Arbeit bei der bP vermitteln wollen. Herr S. habe Herrn H. privat
begleitet um festzustellen, ob ihm die Arbeit zusage. Deshalb habe er auch nicht die rémisch 40 getragen.

3. Seitens der GKK erfolgte die Aktenvorlage an die Landeshauptfrau von Salzburg.
Mit Bescheid der Landeshauptfrau von Salzburg vom 24.06.2010, Zahl:

XXXX , wurde das Verfahren bis zur rechtskraftigen Abklarung der maBgeblichen Versicherungspflicht
ausgesetzt.romisch 40, wurde das Verfahren bis zur rechtskraftigen Abklarung der maBgeblichen
Versicherungspflicht ausgesetzt.

4. Mit Bescheid vom 11.09.2012 hat die GKK festgestellt, dass Hr. S. am 21.04.2009 aufgrund der fir die
beschwerdefihrende Partei in persénlicher und wirtschaftlicher Abhangigkeit ausgelbten entgeltlichen
Tatigkeit der Pflicht(Voll)-versicherung in der Kranken-, Unfall-, Pensions- und Arbeitslosenversicherung
unterlegen sei.

Dagegen wurde Beschwerde eingebracht.

5. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Erkenntnis vom heutigen Tag, ZI. L510 2003791-1, nach
Durchfihrung einer offentlichen muindlichen Verhandlung am 30.07.2015, die Beschwerde gegen den
Versicherungspflichtbescheid der GKK, womit diese entschied, dass Herr S. am 21.04.2009 aufgrund der fir
die bP in einer in personlicher und wirtschaftlicher Abhdangigkeit ausgelbten entgeltlichen Tatigkeit, der
Pflicht(Voll)Versicherung in der Kranken-, Unfall-, Pensions- und Arbeitslosenversicherung gem. § 4 Abs. 1 u. 2
ASVG sowie gemaR & 1 Abs. 1 lit a AIVG unterlag, ersatzlos behoben, womit tber das Nichtbestehen der
Versicherungspflicht am 21.04.2009 rechtskraftig entschieden wurde.5. Das Bundesverwaltungsgericht hat
im Erkenntnis vom heutigen Tag, ZI. L510 2003791-1, nach Durchfuhrung einer 6ffentlichen mundlichen
Verhandlung am 30.07.2015, die Beschwerde gegen den Versicherungspflichtbescheid der GKK, womit diese
entschied, dass Herr S. am 21.04.2009 aufgrund der flir die bP in einer in persénlicher und wirtschaftlicher
Abhangigkeit ausgelibten entgeltlichen Tatigkeit, der Pflicht(Voll)Versicherung in der Kranken-, Unfall-,
Pensions- und Arbeitslosenversicherung gem. Paragraph 4, Absatz eins, u. 2 ASVG sowie gemaB Paragraph
eins, Absatz eins, Litera a, AIVG unterlag, ersatzlos behoben, womit Uber das Nichtbestehen der
Versicherungspflicht am 21.04.2009 rechtskraftig entschieden wurde.

Das ausgesetzte Beitragszuschlagsverfahren wird hiermit fortgesetzt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:



1. Feststellungen:

Herr S. unterlag am 21.04.2009 nicht aufgrund der fur die bP in einer in persdnlicher und wirtschaftlicher
Abhangigkeit ausgeilbten entgeltlichen Tatigkeit der Pflicht(Voll)Versicherung in der Kranken-, Unfall-,
Pensions- und Arbeitslosenversicherung gem. § 4 Abs. 1 u. 2 ASVG sowie § 1 Abs. 1 lit a AIVG. Die bP war
nicht Dienstgeber, weshalb der Tatbestand nach § 113 Abs. 1 Z 1 ASVG nicht erfullt ist.Herr S. unterlag am
21.04.2009 nicht aufgrund der fir die bP in einer in persénlicher und wirtschaftlicher Abhangigkeit
ausgelbten entgeltlichen Tatigkeit der Pflicht(Voll)Versicherung in der Kranken-, Unfall-, Pensions- und
Arbeitslosenversicherung gem. Paragraph 4, Absatz eins, u. 2 ASVG sowie Paragraph eins, Absatz eins, Litera
a, AIVG. Die bP war nicht Dienstgeber, weshalb der Tatbestand nach Paragraph 113, Absatz eins, Ziffer eins,
ASVG nicht erfullt ist.

2. Beweiswurdigung:

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsverfahrensaktes der GKK und der am
30.07.2015 vor dem Bundesverwaltungsgericht abgehaltenen 6ffentlichen mindlichen Verhandlung.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemalk § 6 BVwWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes-
oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. GemaR § 414 Abs. 1 u. Abs. 2 iVm § 410
Abs. 1 Z 5 ASVG entscheidet Uber die Vorschreibung eines Beitragszuschlages gem.§ 113 ASVG das
Bundesverwaltungsgericht gegenstandlich als Einzelrichter. GemaRk Paragraph 6, BVwGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung
durch Senate vorgesehen ist. Gemal Paragraph 414, Absatz eins, u. Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph
410, Absatz eins, Ziffer 5, ASVG entscheidet Uber die Vorschreibung eines Beitragszuschlages gem.
Paragraph 113, ASVG das Bundesverwaltungsgericht gegenstandlich als Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,
BGBI. | 2013/33 i.d.F BGBI. | 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). GemalR§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI. rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. rémisch eins
2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.

GemaR § 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,
BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Gemall Paragraph 17, VwGVG
sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden gemaf
Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie
des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194
aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat
oder anzuwenden gehabt hatte.

Zu A)

1.8 113 ASVGI. Paragraph 113, ASVG
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(1) Den in § 111 Abs. 1 genannten Personen (Stellen) kénnen Beitragszuschlage vorgeschrieben werden,
wenn(l) Den in Paragraph 111, Absatz eins, genannten Personen (Stellen) kdnnen Beitragszuschlage
vorgeschrieben werden, wenn

1. die Anmeldung zur Pflichtversicherung nicht vor Arbeitsantritt erstattet wurde oder

2. die vollstandige Anmeldung zur Pflichtversicherung nach & 33 Abs. 1la Z 2 nicht oder verspatet erstattet
wurde oder2. die vollstandige Anmeldung zur Pflichtversicherung nach Paragraph 33, Absatz eins a, Ziffer 2,
nicht oder verspatet erstattet wurde oder

3. das Entgelt nicht oder verspatet gemeldet wurde oder
4. ein zu niedriges Entgelt gemeldet wurde.

(2) Im Fall des Abs. 1 Z 1 setzt sich der Beitragszuschlag nach einer unmittelbaren Betretung im Sinne des §
111a aus zwei Teilbetragen zusammen, mit denen die Kosten flr die gesonderte Bearbeitung und fir den
Prifeinsatz pauschal abgegolten werden. Der Teilbetrag flir die gesonderte Bearbeitung belauft sich auf 500
€ je nicht vor Arbeitsantritt angemeldeter Person; der Teilbetrag fur den Prifeinsatz belduft sich auf 800 €.
Bei erstmaliger verspateter Anmeldung mit unbedeutenden Folgen kann der Teilbetrag fir die gesonderte
Bearbeitung entfallen und der Teilbetrag fur den Prifeinsatz bis auf 400 € herabgesetzt werden. In besonders
berlcksichtigungswurdigen Fallen kann auch der Teilbetrag fur den Prifeinsatz entfallen. (2) Im Fall des
Absatz eins, Ziffer eins, setzt sich der Beitragszuschlag nach einer unmittelbaren Betretung im Sinne des
Paragraph 111 a, aus zwei Teilbetragen zusammen, mit denen die Kosten flir die gesonderte Bearbeitung und
fur den Prufeinsatz pauschal abgegolten werden. Der Teilbetrag fur die gesonderte Bearbeitung belduft sich
auf 500 € je nicht vor Arbeitsantritt angemeldeter Person; der Teilbetrag fir den Prifeinsatz belauft sich auf
800 €. Bei erstmaliger verspateter Anmeldung mit unbedeutenden Folgen kann der Teilbetrag fur die
gesonderte Bearbeitung entfallen und der Teilbetrag fur den Prifeinsatz bis auf 400 € herabgesetzt werden.
In besonders berlcksichtigungswurdigen Fallen kann auch der Teilbetrag flir den Prifeinsatz entfallen.

(3) In den Fallen des Abs. 1 Z 2 und 3 darf der Beitragszuschlag das Doppelte jener Beitrage nicht
Uberschreiten, die auf die Zeit ab Beginn der Pflichtversicherung bis zur Feststellung des Fehlens der
vollstandigen Anmeldung oder bis zum Einlangen der verspateten vollstandigen Anmeldung beim
Versicherungstrager bzw. bis zur Feststellung des Entgeltes oder bis zum Einlangen der verspateten Meldung
des Entgeltes beim Versicherungstrager entfallen; im Fall des Abs. 1 Z 4 darf der Beitragszuschlag nicht
hoher sein als das Doppelte des Unterschiedsbetrages zwischen den sich aus dem zu niedrig gemeldeten
Entgelt ergebenden und den zu entrichtenden Beitragen. Bei der Festsetzung des Beitragszuschlages hat der
Versicherungstrager die wirtschaftlichen Verhaltnisse der die Beitrage schuldenden Person und die Art des
MeldeverstoBes zu berlcksichtigen; der Beitragszuschlag darf jedoch die HOhe der Verzugszinsen nicht
unterschreiten, die ohne seine Vorschreibung auf Grund des & 59 Abs. 1 fur die nachzuzahlenden Beitrage zu
entrichten gewesen waren.(3) In den Fallen des Absatz eins, Ziffer 2 und 3 darf der Beitragszuschlag das
Doppelte jener Beitrage nicht Uberschreiten, die auf die Zeit ab Beginn der Pflichtversicherung bis zur
Feststellung des Fehlens der vollstandigen Anmeldung oder bis zum Einlangen der verspateten vollstandigen
Anmeldung beim Versicherungstrager bzw. bis zur Feststellung des Entgeltes oder bis zum Einlangen der
verspateten Meldung des Entgeltes beim Versicherungstrager entfallen; im Fall des Absatz eins, Ziffer 4, darf
der Beitragszuschlag nicht héher sein als das Doppelte des Unterschiedsbetrages zwischen den sich aus dem
zu niedrig gemeldeten Entgelt ergebenden und den zu entrichtenden Beitragen. Bei der Festsetzung des
Beitragszuschlages hat der Versicherungstrager die wirtschaftlichen Verhaltnisse der die Beitrage
schuldenden Person und die Art des MeldeverstoBes zu berlicksichtigen; der Beitragszuschlag darf jedoch die
Hoéhe der Verzugszinsen nicht unterschreiten, die ohne seine Vorschreibung auf Grund des Paragraph 59,
Absatz eins, flr die nachzuzahlenden Beitrage zu entrichten gewesen waren.

(4) Werden gesetzlich oder satzungsmaRig festgesetzte oder vereinbarte Fristen flr die Vorlage von
Versicherungs- oder Abrechnungsunterlagen nicht eingehalten, so kann ein Beitragszuschlag bis zum
Zehnfachen der Hochstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) vorgeschrieben werden.(4) Werden gesetzlich oder



satzungsmaRig festgesetzte oder vereinbarte Fristen fir die Vorlage von Versicherungs- oder
Abrechnungsunterlagen nicht eingehalten, so kann ein Beitragszuschlag bis zum Zehnfachen der
Hoéchstbeitragsgrundlage (Paragraph 45, Absatz eins,) vorgeschrieben werden.

(5) Der Beitragszuschlag wird vom Versicherungstrager, an den die Meldung zu erstatten ist oder dem die
Unterlagen vorzulegen sind, vorgeschrieben; er berlhrt die Verpflichtung zur Bezahlung der falligen Beitrage
nicht.

(6) Die nach den Abs. 2 und 3 vorgeschriebenen Beitragszuschlage sind auf die beteiligten
Versicherungstrager und sonstigen Stellen schlisselmaig nach MaRgabe des auf den einzelnen
Versicherungstrager entfallenden Gesamtbeitragsriickstandes am Ende des Vormonates aufzuteilen. Die nach
Abs. 4 vorgeschriebenen Beitragszuschlage flieBen dem einhebenden Versicherungstrager zu.(6) Die nach
den Absatz 2 und 3 vorgeschriebenen Beitragszuschldage sind auf die beteiligten Versicherungstrager und
sonstigen Stellen schlisselmaRig nach MaBgabe des auf den einzelnen Versicherungstrager entfallenden
Gesamtbeitragsriickstandes am Ende des Vormonates aufzuteilen. Die nach Absatz 4, vorgeschriebenen
Beitragszuschlage flieBen dem einhebenden Versicherungstrager zu.

(7) § 83 und § 112 Abs. 3 gelten entsprechend(7) Paragraph 83 und Paragraph 112, Absatz 3, gelten
entsprechend.

§ 4 ASVGParagraph 4, ASVG

(1) In der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung sind auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert
(vollversichert), wenn die betreffende Beschaftigung weder gemaR den &8 5 und 6 von der Vollversicherung
ausgenommen ist, noch nach & 7 nur eine Teilversicherung begriindet: (1) In der Kranken-, Unfall- und
Pensionsversicherung sind auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (vollversichert), wenn die betreffende
Beschaftigung weder gemall den Paragraphen 5 und 6 von der Vollversicherung ausgenommen ist, noch
nach Paragraph 7, nur eine Teilversicherung begriindet:

1.
die bei einem oder mehreren Dienstgebern beschaftigten Dienstnehmer;
[...]

(2) Dienstnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes ist, wer in einem Verhaltnis personlicher und
wirtschaftlicher Abhdngigkeit gegen Entgelt beschaftigt wird; hiezu gehdren auch Personen, bei deren
Beschaftigung die Merkmale persdnlicher und wirtschaftlicher Abhangigkeit gegeniiber den Merkmalen
selbstandiger Ausiibung der Erwerbstatigkeit Gberwiegen. Als Dienstnehmer gelten jedenfalls Personen, die
mit Dienstleistungsscheck nach dem Dienstleistungsscheckgesetz (DLSG), BGBI. | Nr. 45/2005, entlohnt
werden. Als Dienstnehmer gilt jedenfalls auch, wer nach § 47 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 EStG 1988
lohnsteuerpflichtig ist, es sei denn, es handelt sich um(2) Dienstnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes ist,
wer in einem Verhaltnis personlicher und wirtschaftlicher Abhangigkeit gegen Entgelt beschaftigt wird; hiezu
gehoren auch Personen, bei deren Beschaftigung die Merkmale persénlicher und wirtschaftlicher
Abhangigkeit gegenliber den Merkmalen selbstandiger Ausibung der Erwerbstatigkeit Uberwiegen. Als
Dienstnehmer gelten jedenfalls Personen, die mit Dienstleistungsscheck nach dem
Dienstleistungsscheckgesetz (DLSG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 45 aus 2005,, entlohnt werden. Als
Dienstnehmer gilt jedenfalls auch, wer nach Paragraph 47, Absatz eins, in Verbindung mit Absatz 2, EStG
1988 lohnsteuerpflichtig ist, es sei denn, es handelt sich um

1.

Bezieher von Einkiinften nach § 25 Abs. 1 Z 4 lit. a oder b EStG 1988 odeBezieher von Einkiinften nach
Paragraph 25, Absatz eins, Ziffer 4, Litera a, oder b EStG 1988 oder

2.

Bezieher von Einkinften nach § 25 Abs. 1 Z 4 lit. ¢ EStG 1988, die in einem oOffentlich-rechtlichen Verhaltnis
zu einer Gebietskérperschaft stehen.Bezieher von Einkiinften nach Paragraph 25, Absatz eins, Ziffer 4, Litera
¢, EStG 1988, die in einem offentlich-rechtlichen Verhaltnis zu einer Gebietskdérperschaft stehen.
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[....]
§ 33 ASVGParagraph 33, ASVG

(1) Die Dienstgeber haben jede von ihnen beschaftigte, nach diesem Bundesgesetz in der
Krankenversicherung pflichtversicherte Person (Vollversicherte und Teilversicherte) vor Arbeitsantritt beim
zustandigen Krankenversicherungstrager anzumelden und binnen sieben Tagen nach dem Ende der
Pflichtversicherung abzumelden. Die An(Ab)meldung durch den Dienstgeber wirkt auch fir den Bereich der
Unfall- und Pensionsversicherung, soweit die beschaftigte Person in diesen Versicherungen pflichtversichert
ist.

(1a) Der Dienstgeber kann die Anmeldeverpflichtung so erfillen, dass er in zwei Schritten meldet, und zwar

1. vor Arbeitsantritt die Dienstgeberkontonummer, die Namen und Versicherungsnummern bzw. die
Geburtsdaten der beschaftigten Personen sowie Ort und Tag der Beschaftigungsaufnahme (Mindestangaben-
Anmeldung) und

2. die noch fehlenden Angaben innerhalb von sieben Tagen ab Beginn der Pflichtversicherung (vollstandige
Anmeldung).

(2) Abs. 1 gilt fur die nur in der Unfall- und Pensionsversicherung sowie flr die nur in der Unfallversicherung
nach § 7 Z 3 lit. a Pflichtversicherten mit der MaRgabe, daR die Meldungen beim Trager der
Krankenversicherung, der beim Bestehen einer Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz flr sie
sachlich und értlich zustéandig ware, zu erstatten sind.(2) Absatz eins, qgilt fur die nur in der Unfall- und
Pensionsversicherung sowie fir die nur in der Unfallversicherung nach Paragraph 7, Ziffer 3, Litera a,
Pflichtversicherten mit der MalRgabe, dall die Meldungen beim Trager der Krankenversicherung, der beim
Bestehen einer Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz flr sie sachlich und 6rtlich zustandig ware,
zu erstatten sind.

§ 35 ASVGParagraph 35, ASVG

(1) Als Dienstgeber im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt derjenige, flir dessen Rechnung der Betrieb (die
Verwaltung, die Hauswirtschaft, die Tatigkeit) gefihrt wird, in dem der Dienstnehmer (Lehrling) in einem
Beschaftigungs(Lehr)verhaltnis steht, auch wenn der Dienstgeber den Dienstnehmer durch Mittelspersonen
in Dienst genommen hat oder ihn ganz oder teilweise auf Leistungen Dritter an Stelle des Entgeltes verweist.
Dies gilt entsprechend auch fur die gemal § 4 Abs. 1 Z 3 pflichtversicherten, nicht als Dienstnehmer
beschaftigten Personen.(1l) Als Dienstgeber im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt derjenige, fir dessen
Rechnung der Betrieb (die Verwaltung, die Hauswirtschaft, die Tatigkeit) gefuhrt wird, in dem der
Dienstnehmer (Lehrling) in einem Beschaftigungs(Lehr)verhaltnis steht, auch wenn der Dienstgeber den
Dienstnehmer durch Mittelspersonen in Dienst genommen hat oder ihn ganz oder teilweise auf Leistungen
Dritter an Stelle des Entgeltes verweist. Dies gilt entsprechend auch flr die gemaR Paragraph 4, Absatz eins,
Ziffer 3, pflichtversicherten, nicht als Diensthehmer beschaftigten Personen.

[...]

2. In seinem Erkenntnis vom 10.7.2013, GZ 2013/08/0117, spricht der VwWGH aus, dass§ 113 Abs. 1 ASVG
ungeachtet der Uberschrift "Strafbestimmungen" des ersten Teiles, Abschnitt VIll, des ASVG nicht als
Verwaltungsstrafe, sondern als eine (neben der Bestrafung nach §§ 111, 112 ASVG ermoglichte) wegen des
durch die Saumigkeit des Meldepflichtigen verursachten Mehraufwandes in der Verwaltung sachlich
gerechtfertigte weitere Sanktion fir die Nichteinhaltung der Meldepflicht und damit als ein Sicherungsmittel
fir das ordnungsgemafe Funktionieren der Sozialversicherung zu werten ist. Die Frage des subjektiven
Verschuldens des Dienstgebers ist daher (fur das "ob" der Vorschreibung) nicht zu untersuchen. Es kommt
nur darauf an, dass objektiv ein Meldeverstol$ verwirklicht wurde, gleichgultig aus welchen Grinden (vgl.
VwGH v. 20.11.2002, ZI. 2000/08/0186; 26.01.2005, ZI. 2004/08/0141; v. 10.7.2013, ZI. 2013/08/0117).2. In
seinem Erkenntnis vom 10.7.2013, GZ 2013/08/0117, spricht der VwWGH aus, dass Paragraph 113, Absatz
eins, ASVG ungeachtet der Uberschrift "Strafbestimmungen" des ersten Teiles, Abschnitt rémisch acht, des
ASVG nicht als Verwaltungsstrafe, sondern als eine (neben der Bestrafung nach Paragraphen 111, 112, ASVG
ermoglichte) wegen des durch die Saumigkeit des Meldepflichtigen verursachten Mehraufwandes in der
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Verwaltung sachlich gerechtfertigte weitere Sanktion fiir die Nichteinhaltung der Meldepflicht und damit als
ein Sicherungsmittel fir das ordnungsgemafe Funktionieren der Sozialversicherung zu werten ist. Die Frage
des subjektiven Verschuldens des Dienstgebers ist daher (fir das "ob" der Vorschreibung) nicht zu
untersuchen. Es kommt nur darauf an, dass objektiv ein MeldeverstoR verwirklicht wurde, gleichgultig aus
welchen Grunden vergleiche VwGH v. 20.11.2002, ZI|. 2000/08/0186; 26.01.2005, ZI.2004/08/0141; v.
10.7.2013, ZI. 2013/08/0117).

Der Beitragszuschlag nach Abs. 1 Z 1 ist in Abs. 2 pauschaliert und setzt daher nicht voraus, dass die
geschuldeten Beitrage festgestellt werden.Der Beitragszuschlag nach Absatz eins, Ziffer eins, ist in Absatz 2,
pauschaliert und setzt daher nicht voraus, dass die geschuldeten Beitrage festgestellt werden.

Es entspricht der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass das typische Bild eines MeldeverstolRes
vorliegt, wenn die Anmeldung des Dienstnehmers zum Zeitpunkt der Kontrolle noch nicht nachgeholt worden
ist, und dass die Folgen des MeldeverstoRes in einem solchen Fall nicht (iSd § 111 Abs. 2 letzter Satz bzw iSd
§ 113 Abs. 2 ASVG) als unbedeutend anzusehen sind (vgl. VwGH v. 14.03.2013, ZI.2011/08/0187, und ZI.
2012/08/0125, V. 10.4.2013, Z1.2013/08/0041).Es  entspricht der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes, dass das typische Bild eines MeldeverstoBes vorliegt, wenn die Anmeldung des
Dienstnehmers zum Zeitpunkt der Kontrolle noch nicht nachgeholt worden ist, und dass die Folgen des
MeldeverstolRes in einem solchen Fall nicht (iSd Paragraph 111, Absatz 2, letzter Satz bzw iSd Paragraph 113,
Absatz 2, ASVG) als unbedeutend anzusehen sind vergleiche VwWGH v. 14.03.2013, ZI. 2011/08/0187, und ZI.
2012/08/0125, v. 10.4.2013, ZI.2013/08/0041).

Schafft eine Dienstgeberin eine Organisationsstruktur, die die kurzfristige Aufnahme von neuen
Dienstnehmern vorsieht, muss sie entsprechende Vorkehrungen treffen, diese Dienstnehmer auch rechtzeitig
gemal § 33 ASVG anzumelden (VwWGH v. 14.01.2013, ZI|.2010/08/0077).Schafft eine Dienstgeberin eine
Organisationsstruktur, die die kurzfristige Aufnahme von neuen Dienstnehmern vorsieht, muss sie
entsprechende Vorkehrungen treffen, diese Dienstnehmer auch rechtzeitig gemaR Paragraph 33, ASVG
anzumelden (VwWGH v. 14.01.2013, ZI. 2010/08/0077).

Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

Die bP war am 21.04.2009 nicht Dienstgeberin des Herrn S. und lag somit kein der Pflichtversicherung
unterliegendes Beschaftigungsverhaltnis vor.

Die bP hat nicht gegen die sozialversicherungsrechtliche Meldepflicht iSd§ 33 Abs. 1 ASVG verstoBen.Die bP
hat nicht gegen die sozialversicherungsrechtliche Meldepflicht iSd Paragraph 33, Absatz eins, ASVG
verstolRen.

Es war somit spruchgemaR zu entscheiden.
Zu B)

GemaR § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begrinden.Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemaB Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung zu§ 113 Abs. 1 Z 2 ASVG
nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die
gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche
Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig,
weil die Entscheidung zu Paragraph 113, Absatz eins, Ziffer 2, ASVG nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der
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bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters
ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |I6senden Rechtsfrage vor.
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